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In diesem Rundbrief stellen wir die bundesweite Stoppt-Vodafone- 
Kampagne vor und setzen uns mit den häufigsten Fragen dazu 
auseinander. Einen Blick nach Belgien werfen wir bezüglich der 
Umsetzung der Tobin-Steuer. 

Zu unserer diesjährigen Schwerpunktkampagne 'Ulmer Wasser in Ulmer 
Hand' stellen wir die Bedrohung durch die EU- 
Dienstleistungsrichtlinie und ein interessantes Zitat von OB 
Gönner vor. 
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1. STOPPT STEUERKLAU. STOPPT VODAFONE 


Nachdem Anfang Juli zum Auftakt der Kampagne Kletterer über den 
Haupteingang der Vodafone-Zentrale ein großes Banner mit der 
Aufschrift "Stoppt Steuerklau. Stoppt Vodafone. Her mit den 20 000 
000 000 €!" gehängt hatten, läuft die Kampagne jetzt auf 
Hochtouren : mehr als 20.000 Protestmails sind schon an Vodafone 
versendet worden (täglich mehr als 1000 - das ist Attac-Rekord), 
die Protestpostkarten mit einer Erstauflage von 100.000 Stück sind 
bereits lange vergriffen, pro Tag erreichen mehr als 700 
Rückantworten die Attac-Zentrale ! Und endlich stellen sich viele 
Leute berechtigte Fragen, diese wollen wir beantworten 


Was genau hat Vodafone vor ? 


Vodafone will einen Buchverlust aus der Übernahme des deutschen 
Mobilfunkanbieters Mannesmann in Höhe von 50 Milliarden Euro als 
„Teilwertabschreibung“ verbuchen. Die hoch profitable Vodafone 
Deutschland GmbH hätte damit auf dem Papier einen riesigen Verlust 
und müsste auf Jahre hinaus deutlich weniger Steuern zahlen. 


Wie ist dieser 'Verlust' entstanden ? 


Im Zuge der monatelangen Übernahmeschlacht zwischen Vodafone und 
Mannesmann ist die Mannesmann-Aktie im März 2000 auf den 
Spitzenkurs von 353 Euro gestiegen. Schließlich sollten die 
Mannesmann-Aktionäre überzeugt werden, ihre Aktien einzutauschen. 
Bei der Übernahme durch Vodafone per Aktientausch hatte Mannesmann 
auf dem Papier darum einen Wert von 180 Milliarden Euro. Im 
Dezember 2000 übernahm die neu gegründete Vodafone Deutschland 
GmbH das Aktienpaket, das zunächst in Luxemburg geparkt worden 
war, zum Preis von 147 Milliarden Euro. Zum 29. März 2002 
bezifferte Vodafone den Wert auf nur noch 96 Milliarden Euro. 

Die Differenz von 50 Milliarden Euro soll nun als 
„Teilwertabschreibung“ auf Jahre hinaus von der Steuer abgesetzt 
werden. 


Ist das Vorgehen von Vodafone legal oder sogar verpflichtend? 


Darüber streiten die Experten zurzeit. Es gibt viele Hinweise, 
dass Vodafone bewusst getrickst hat, um in den Genuß des 
Steuervorteils zu kommen. 


Erstens ist der Wert der Aktien bei der Übernahme möglicherweise 
bewußt überhöht gewesen. Wenn Vodafone den Preis auch deshalb so 
hoch angesetzt hat, weil das Unternehmen mit steuerlichen 
Entlastungen aus einer späteren Teilwertabschreibung rechnete, 
dann könnte dies nach Ansicht von Experten als Missbrauch 
steuerlicher Gestaltungsmöglichkeiten gewertet werden. 


Zweitens scheint der Wertverlust extrem überhöht zu sein. Als 
Vodafone die Aktien im Dezember 2000 von Luxemburg nach 
Deutschland übertrug, wurde der entscheidende Wert von 147 
Milliarden Euro mit einem internen Gutachten ermittelt. Vieles 
deutet darauf hin, dass dies überteuert ist; wenn man den Kurs der 
wenigen Mannesmann-Aktien, die zu diesem Zeitpunkt noch an der 
Börse gehandelt wurden, zugrunde legt, ergibt sich nur ein 

Viertel des Wertes. 


Drittens hat Vodafone den angeblichen Wertverlust offenbar bewusst 
in die Vergangenheit gelegt. Weil Teilwertabschreibungen ab dem 
Wirtschaftsjahr 2001 nicht mehr möglich sind, will Vodafone die 
gesamte Wertminderung für das Jahr 2001 geltend machen. Das ist 
jedoch mehr als fraglich. Abschreibungen auf Aktien sind nämlich 
nur erlaubt, wenn die Wertminderung dauerhaft ist. Das dürfte für 
diesen Zeitraum schwer nachzuweisen sein. 


Ist es nicht verständlich, daß Vodafone alle Mittel ausnutzen 
will, um Steuern zu sparen? 


Leider ist es in der Tat üblich, dass international tätige 
Großunternehmen die Annehmlichkeiten einer intakten, öffentlich 
finanzierten Infrastruktur nutzen wollen, dafür aber am liebsten 
keine Steuern zahlen wollen. Vodafone ist bei weitem nicht das 


einzige Unternehmen, das sich mit Bilanz-Tricks ums Steuerzahlen 
drücken will. Aber der Fall Vodafone ist in vielerlei Hinsicht 
extrem. 

Erstens ist es die höchste Abschreibung, die jemals ein Konzern 
geltend machen wollte. 


Zweitens geht es bei der Abschreibung eben nicht um reale 
Wertverluste, denn Vodafone hat für Mannesmann kein Geld bezahlt, 
sondern nur Aktien getauscht. Diese virtuellen Verluste sollen 
jetzt in reales Geld aus der Steuerkasse umgewandelt werden. 


Und drittens zeigt sich an diesem Fall die Heuchelei der Manager 
besonders gut: Im Prozess um den Mannesmann-Verkauf wurden die 
hohen Abfindungen für die Manager damit begründet, daß diese durch 
die steigenden Aktienkurse große Vermögenswerte geschaffen haben. 
Die Steuerersparnis wird nun damit begründet, daß diese Werte 
leider nicht von Dauer waren. Hier wird auf besonders schöne Weise 
deutlich, wie Gewinne privatisiert und Verluste sozialisiert 
werden. Selbst wenn Vodafone mit diesen Tricks durchkommen sollte, 
haben die Kundinnen und Kunden die Möglichkeit, Vodafone zu 
zeigen, was sie davon halten. Dieser Protest wird auch auf 
potenzielle Nachahmer abschreckend wirken, die die Macht der 
KonsumentInnen bisher unterschätzt haben. 


Brauchen wir nicht eigentlich andere Gesetze? 


In der Tat zeigt der Fall Vodafone nicht nur die Dreistigkeit der 
Konzerne, sondern auch die vielen Schlupflöcher und Ausnahmen im 
Steuerrecht. Im Konzept der „Solidarischen Einfachsteuer“ fordert 
Attac eine gleichmäßige und zeitgerechte Besteuerung aller 
Gewinne, die in Deutschland erwirtschaftet werden. Die 
Anrechnungsmöglichkeiten innerhalb eines Konzerns werden 
eingeschränkt, und Gewinne werden in dem Jahr versteuert, in dem 
sie entstanden sind. Abschreibungen dürfen nur noch bei echten 
Wertminderungen vorgenommen werden, und die Verlagerung von 
Gewinnen in niedrig besteuerte Gebiete wird unterbunden. Weitere 
Details unter www.attac.de/vodaklau 


2. TOBINSTEUER 


Mit einer deutlichen Mehrheit hat das belgische Parlament 
beschlossen, eine Devisentransaktionssteuer einzuführen, sofern 
sich weitere europäische Länder anschließen. Damit ist Belgien 
nach Frankreich das zweite europäische Land das sich verbindlich 
für die Tobin-Steuer ausspricht. So nimmt die "Attac'sche 
Urforderung" nach dieser Steuer immer konkretere Formen an. 
Peter Wahl vom Attac-Koordinierungskreis dazu: "Die belgische 
Entscheidung bedeutet kräftigen Rückenwind für unsere Forderung 
nach einer europaweiten Einführung. Nun müssen auch die anderen 
Länder endlich Farbe bekennen. In Deutschland herrscht trotz der 
positiven Machbarkeitsstudie aus dem Ministerium für 


wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung leider immer noch 
Stille. Grund dafür könnte die jammernde (Bank)Wirtschaft sein, 
die sich durch diese Steuer gefährdet sieht. Nachdem auch Kanada 
die Tobinsteuer ratifiziert hat, gibt es spürbaren Druck auf die 
bisherigen Gegner, wie zum Beispiel die Blair-Regierung, die 
natürlich den größten Finanzplatz der Welt London gefährdet sieht. 


Die Tobinsteuer würde unter Verwaltung der UN weniger als 0,1% der 
TÄGLICH transferierten 1 Billion Dollar den Entwicklungsländern 
zukommen lassen - und damit alleine mehr als 10 Mal mehr 
Entwicklungshilfe leisten als alle Industrieländer zusammen ! 


3. PRIVATISIERUNG DER STADTWERKE ULM - AKTUELLES 
ZUR GEPLANTEN EU-RICHTLINIE 


Jeder der diesen Rundbrief regelmäßig liest, weiß zumindest 
ungefähr, um was es geht : Die Stadt Ulm will die SWU 
teilprivatisieren, um die marode Stadtkasse zu sanieren. Dass 
dieses Verscherbeln meistens mit Gebührensteigerungen (zum 
Beispiel bis zu 300 % höhere Wassergebühren in Rostock) für die 
Bürger verbunden ist, wissen nur noch Interessierte (und 
Rundbriefleser).. Fragt man dann nach den Gefahren, die das 
Dienstleistungsabkommen GATS der Welthandelsorganisation für eine 
teilprivatisierte SWU birgt, so zucken selbst einige Ulmer 
Gemeinderäte nur noch fragend mit den Schultern. Dabei ist doch 
sogar der Oberbürgermeister Herr Gönner eigentlich auf unserer 
Seite: 


"Beim Wasser hört der Spaß auf. Das darf nicht zum Spielball 
kapitalistischer Interessen werden." (SWP, 23.02.04) 


Auch wenn zumindest wir diesen Satz nicht mit der Realität im 
Gemeinderat in Einklang bringen können, führt Herr Gönner in einem 
Brief (16.07.04) an uns weiter aus : 'Derzeit gibt es sicherlich 
die Gefahr, daß über Vorgaben der Europäischen Union ein wie auch 
immer gearteter Wettbewerb bei der Trinkwasserversorgung 
eingeleitet wird.' Und er spricht damit eine weitere Gefahr an, 
die der SWU droht : Mit dem im Januar 2004 veröffentlichten 
Entwurf für eine Dienstleistungsrichtlinie unternimmt die 
Europäische Kommission den bisher radikalsten und umfassendsten 
Angriff auf die Sozialsysteme der EU-Staaten. Der Vorschlag stammt 
aus dem Haus des Binnenmarkt-Kommissars Frits Bolkestein und gilt 
grundsätzlich für sämtliche Dienstleistungen. Ausgenommen sind nur 
jene Leistungen, die der „Staat direkt und unentgeltlich aufgrund 
seiner sozialen, kulturellen, bildungspolitischen oder rechtlichen 
Verpflichtungen“ erbringt. Da jedoch für zahlreiche öffentliche 
Aufgaben Gebühren oder Entgelte erhoben werden, betrifft die 
Richtlinie nicht nur alle kommerziellen Dienste, sondern auch 
weite Bereiche der Daseinsvorsorge ! 


Durch spezielle Prinzipien würden Auflagen und Kontrollen des 
Tätigkeitslands gänzlich untersagt. Selbst die obligatorische 
Registrierung einer Geschäftsaufnahme will die Kommission 
verbieten. Damit setzt das Herkunftslandprinzip eine effektive 
Wirtschaftsaufsicht in der Europäischen Union faktisch außer 
Kraft. Künftig könnte sich jedes Unternehmen durch Sitzverlagerung 
oder die simple Gründung einer Briefkasten-Firma im EU-Ausland 
lästiger inländischer Auflagen entledigen. Örtliche Tarifverträge, 
Qualifikationsanforderungen, Standards beim Arbeits-,Umwelt- oder 
Verbraucherschutz könnten auf einfache und billige Weise 
unterlaufen werden ! 


Noch aber ist die Bolkestein-Richtlinie nicht durch. Belgische 
Gewerkschaften sind Vorreiter des Protests. Sie veröffentlichten 
kritische Stellungnahmen und gingen auf die Straße. Auch in 
anderen Ländern wächst die Entrüstung über dieses gigantische 
Deregulierungsprojekt. Selbst manche RegierungsvertreterInnen 
bekommen kalte Füße und möchten einzelne Sektoren ausklammern. 
Überraschend deutlich kritisiert der Bundesrat diesen weiten 
Anwendungsbereich. Er betont, „daß Regelungen der Daseinsvorsorge 
grundsätzlich Sache der Mitgliedstaaten sind. Bestrebungen, die 
die grundsätzliche Verantwortung der Mitgliedstaaten für die 
Daseinsvorsorge in Frage stellen, tritt der Bundesrat entgegen“. 


Noch kann niemand seriös abschließend beurteilen, welche 
Auswirkungen diese Richtlinie haben würde, jedoch wird deutlich, 
daß eine teilprivatisierte SWU - im Gegensatz zur jetzigen 100% 
kommunalen Form - nicht nur von GATS, sondern zusätzlich auch von 
der EU bedroht wird. Wir werden diesen Sommer deshalb zusammen mit 
unseren Partnern Ver.di und BUND mit der Schwerpunktkampagne 
'Ulmer Wasser in Ulmer Hand' genau diese obigen Gefahren forciert 
ansprechen. Da die neue EU-Richtlinie nicht nur den Rahmen dieses 
Rundbriefs sprengt, hat unsere GATS-AG eine Übersicht dazu auf 
unsere aktualisierte Seite www.attac.de/ulm/unser-wasser gestellt. 


SONSTIGES 


Urlaubsgeheimtip der Redaktion (das muß aber unter uns bleiben) 
Die Sommerakademie vom 30.7. bis zum 5.8. in Dresden mit 300 
Veranstaltungen und bereits 700 Teilnehmern ! Schwerpunktthemen 
der diesjährigen Akademie sind "Nord/Süd - Ökonomie und Sicherheit 
in der einen Welt", "Europa globalisiert" und "Arbeitsstaatlicher 
Sozialmarkt oder 'Was hat Arbeitslosengeld II mit Globalisierung 
zu tun?'". Natürlich gibt es wie jedes Jahr auch Workshops zu 
Fragen der Weltwirtschaft, Globalisierung und Privatisierung, 
sowie ein buntes Rahmenprogramm mit Kultur und Party im 
sommerlichen Dresden. Infos und Anmeldung unter 
www.attac.de/sommerakademie. 


Attac Ulm macht im Gegensatz zu den Politikern keine Sommerpause, 
wir treffen uns wieder am 26.07.2004. Wegen der doch sommerlichen 
Temperaturen findet dieses Plenum im Grünen statt : Grillen in der 
Friedrichsau. Treffpunkt : 18h, am alten Bärengehege in der 
Friedrichsau. Interessierte sind herzlich eingeladen. Jeder 
versorgt sich selber, Kohle und Grill werden gestellt. Am 
09.08.2004 ist dann wieder normales Plenum. Wie immer um 20 Uhr im 
Seminarraum, der am Anschlagsbrett im Eingangsbereich angegeben 
ist, im Einsteinhaus der Volkshochschule Ulm. Alle Leser sind 
herzlich hierzu eingeladen. 


Für weitergehende Informationen und unsere regelmäßigen Treffen 
sei hier auch wieder auf unsere ständig aktualisierte 
Internetpräsenz www.attac.de/ulm hingewiesen. 

Dieser Rundbrief geht aktuell an 146 Leser. Bitte schreibt weitere 
Fragen, Anregungen, Termine und Verbesserungen an unsere neue 
eMail-Adresse : info.ulm@attac.de 


